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„Im übrigen ließ der Berufsfeuerwehr-

dienst in seiner Besonderheit eine sol-

che Dienstleistung und einseitige welt-

anschauliche Orientierung gar nicht zu,

zumal die uneingeschränkte Hilfe am

Nächsten – frei von jeder rassischen

oder parteipolitischen Beeinflussung –

immer oberstes Gesetz der Berufs-

feuerwehr gewesen und auch geblie-

ben war.“ So, wie der langjährige Leiter
der hannoverschen Berufsfeuerwehr,
Johannes Schmidt, bestritten nach
1945 viele Verantwortlichen die Mili-
tarisierung, Politisierung und Gleich-
schaltung der Feuerwehr im Dritten
Reich sowie Ihre Mitverantwortung
dafür. Auch Schmidt, der als hochran-
giger Kommandeur der Feuerschutz-
polizei die Umwandlung der Wehren
zu einer Sparte der Ordnungspolizei,
der Eingliederung in den Luftschutz
und die Bildung von paramilitärischen
Feuerschutzpolizei-Einheiten bis auf
Reichsebene mit zu verantworten hat-
te und deshalb nicht beruflich reha-
bilitiert wurde, bescheinigte der Feuer-
wehr und sich selbst, stets politisch
neutral und gemeinnützig gehandelt
zu haben.

Schulterschluss mit der NSDAP

Unmittelbar nachdem die NSDAP die
Regierung übernommen hatte, er-
klärten einige Landesverbände, der
Deutsche Feuerwehr-Verband sowie
mehrere Branddirektoren dem preußi-
schen Innenminister Frick und den
Reichsstatthaltern ihre Ergebenheit.
Sie betonten, auch in den schweren
Zeiten der Revolution stets nur der Na-
tion in treuem Pflichtbewusstsein ge-
dient zu haben. Aus dem ihrer Mei-
nung nach gezeigten Desinteresse der
Weimarer Republik an der Feuerwehr
begrüßten sie die politischen Verän-
derungen. 

Mit Stolz stellte deshalb auch der
Oberpräsident der Provinz Hannover
am 9. Mai 1933 anlässlich eines Ge-
sprächs mit Feuerwehrvertretern fest,
dass die Gleichschaltung der Brand-
schutzorganisation im Gegensatz zu
anderen Institutionen derzeit nicht
dringlich sei. Diese würde den Forde-
rungen der nationalen Regierung be-
reits gerecht werden. 

Dennoch führten Deutscher und Preu-
ßischer Feuerwehrausschuss im Okt-
ober 1933 im ganzen Reich das so
genannte Führerprinzip ein. Bereits
nach der März-Wahl fanden bei den
Berufsfeuerwehren erste Appelle des
Personals statt, auf denen dieses auf
die nationalsozialistische Regierung
und die absolute Gefolgschaft ein-
geschworen wurde.

Auch die Verantwortlichen in Han-
novers Stadtverwaltung und Brand-
direktion bezeichneten die Regie-
rungsübernahme der Nazis sowie die
damit einhergehende Neuordnung
des Feuerlöschwesens durch das
preußische Gesetz über das Feuer-

löschwesen vom 15. Dezember 1933

als positiven Wendepunkt: Die Stadt
könne nun die angeblich dem Lösch-

wesen durch die Notlage (Erster Welt-
krieg und Weimarer Republik) ent-
standenen Schäden erfolgreich aus-
gleichen und es außerdem in die
Landesverteidigung integrieren. Ab
Januar 1934 begann dann zunächst in
Preußen und später mit dem reichs-
weiten Gesetz über das Feuerlösch-

wesen vom 23. November 1938 die
Eingliederung der Wehren als vierte
Sparte in die Ordnungspolizei und in
den Luftschutz. 

2

Feuerlösch- und Feuerschutzpolizei, 1933-1939

Eingliederung in Polizei, Einbindung in den Luftschutz und die Propaganda

Autokorso der Berufsfeuerwehr durch das mit
Hakenkreuzfahnen geschmückte Hannover – wohl
im Frühjahr 1933. (Feuerwehrmuseum Hannover)



Eine eindeutige Geste in Richtung der
neuen Machthaber unternahm die
hannoversche Branddirektion zur
Pensionierung des 65-jährigen Brand-
direktors Friedrich-Wilhelm Effenber-
ger und der Amtsübernahme durch
den Brandoberingenieur Johannes
Schmidt im September 1933. Die Be-
rufsfeuerwehr initiierte eine in dieser
Form bis dahin einmalige Feierstunde
aller Angehörigen mit einem General-
appell und Auftritt des erstmalig in der
Geschichte der Wehr gegründeten
Spielmannszuges auf dem Hof der
Hauptwache. Den Höhepunkt bildete
die feierliche Vereidigung Schmidts, bei
dieser gelobte er: „... alle Kräfte der Feu-

erwehr auch in Zukunft einzusetzen im

Dienste der Stadt Hannover und damit

zugleich unseres deutschen Vaterlan-

des sowie seines Kanzlers Adolf Hitler.“ 

Parteigenossen genießen Vorteile

Gibt es auch keine vollständigen Auf-
zeichnungen mehr darüber, wird aus
nach dem Krieg angelegten Akten
deutlich, dass mindestens ein Drittel
der Brandmeister, Oberbrandmeister
oder entsprechender anderer Unter-
führer der Berufsfeuerwehr Hannover
nach Mai 1933 Mitglied der NSDAP
oder ihrer Organisationen wurden.

Da die erhoffte personelle Auf-
stockung der Berufsfeuerwehrleute in
Hannover nur gering ausfiel – so
erhöhte sich die Kopfzahl bis 1938
gerade einmal um zehn Feuerwehrleu-
te auf 188 – versuchte Schmidt auch
durch eine Berücksichtigung alter

Kämpfer der nationalsozialistischen
Bewegung für die Feuerwehr zusätzli-
ches Personal zu gewinnen. Der Re-
gierungspräsident gestand der Wehr
indes 1935 zu, künftig verstärkt solche
alt gedienten Nationalsozialisten ein-
zustellen. Im November versuchte die
Feuerlöschpolizei ein verdientes SA-

Mitglied zu werben, das bereits zum
Militärmusiker ausgebildet war und die
Gesangsabteilung sowie den Spiel-
mannszug leiten sollte.

Bei der Wiederbesetzung von Stellen
nach 1933 bekam das Parteibuch der
NSDAP immer mehr Bedeutung. Von
zwölf zwischen 1933 und 1936 ein-
gestellten Feuerwehrbeamten, einem
technischen Angestellten sowie drei
Ingenieuren gehörten zehn der SA an,
sieben waren Parteigenossen und zwei

SS-Mitglieder. Mit dem Beamten-
gesetz vom 26. Januar 1937 stand der
Partei bei Neuernennungen in den
Kommunen außerdem ein Vorschlags-
recht zu. Politische Beurteilungen be-
günstigten fortan auch bei den Berufs-
wehren angepasstes Verhalten.

Die Führung arrangiert sich

Viele der Feuerwehringenieure, die ab
1933 die Führungspositionen der
Feuerlöschpolizei ausfüllten, hatten
sich bis zu diesem Zeitpunkt nicht als
politisch aktive Nationalsozialisten
gezeigt. Dennoch traten sie zwischen
März 1933 und 1937 fast ausnahmslos
in die Partei ein und gehörten den
Verbänden der SA oder der SS an. Ihre
spätere Begründung lautete häufig, sie
hätten als Beamte sonst persönliche
Nachteile in Kauf nehmen müssen. 

Es waren gerade die widerspruchs-
losen Befehlsempfänger unter den
Brandschutzexperten, die, ohne sich
um den politischen Hintergrund zu
kümmern, die Feuerwehr stetig zu
einem Instrument der nationalsoziali-
stischen Kriegsplanung fortentwickel-
ten. Dass der neue hannoversche Feu-
erwehrchef Schmidt sich durchaus als

ein Helfer in diesem Sinne erwies,
belegt neben seinem militärischen
Auftreten und seinem Disziplin-
verständnis nicht zuletzt, dass er von
Anfang an ein starkes Engagement der
Berufsfeuerwehr im Luftschutz mit vor-
an brachte. Vom Reichsführer SS und
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Kommandeur Schmidt (links, mit erhobener Hand)
und Stadtrat Hofmann beim Abschreiten der
Ehrenformation anlässlich der Übergabe der
neuen Feuerwache Südstadt am 7. Mai 1938.
(Private Sammlung)

Rede des Kommandeurs Johannes Schmidt bei
der Übergabe der Feuerwache Südstadt am 7. Mai
1938 in blauer Paradeuniform der Offiziere der
Feuerlöschpolizei, mit Stahlhelm, Degen und
Hoheitszeichen der Polizei. (Private Sammlung)



Chef der Deutschen Polizei, Heinrich
Himmler, erhielt Schmidt noch vor Ein-
führung der Feuerschutzpolizei im
September 1937, die Bezeichnung
Kommandeur der Feuerschutzpolizei.
Außerdem wurde er als erster Brand-
direktor mit dem Reichsfeuerwehr-

ehrenkreuz 1. Klasse ausgezeichnet.
Nach Kriegsbeginn übernahm er
Planungsaufgaben für die paramili-
tärischen Feuerschutzpolizei-Regi-
menter, die Leitung des Regiments
Hannover sowie ab Juni 1943 als
Oberst das Kommando über alle Feu-

erschutzpolizei-Abteilungen (mot) in
Berlin. Formal wurde er im November
1944 zum Obersturmbannführer der
SS ernannt.

Einigen Feuerwehrführern wurde nach
1945 vorgeworfen, den Nationalsozia-
lismus für ihr persönliches Fortkom-
men genutzt zu haben. So beschuldig-
ten bei der Entnazifizierung etliche
Beamte den 1932 in Hannover einge-
stellten und späteren Oberbrandrat H.,
der trotz fehlender Hochschulausbil-
dung schnell zum Feuerwehringenieur
aufstieg, eines solchen Verhaltens.
Dieser zeichnete sich neben seinem
Fachwissen vor allem durch seine Vor-
liebe zu strengem militärischem Fuß-
dienst und seine ausgeprägten Lob-
reden auf die Größen des Dritten
Reichs aus. H. gehörte zu denjenigen,
die noch im Mai 1933 die Gunst der
Stunde nutzten und vor dem Aufnah-
mestopp in die Partei eintraten. Ein
Brandmeister berichtete über H.: „Ich

weiss, dass er zu Beginn der Nazibe-

wegung ... und auch etwas später sicht-

lich nazistisch eingestellt war. So hat er

einmal zu mir gesagt: ,Du hebst auch

noch einmal die Hand hoch.’ H. ist dann

schnell avanciert.“ 

Sozialdemokraten und Kritiker 
sind unerwünscht

Das Betriebsklima verschlechterte sich
bei der im Januar 1934 in Feuerlösch-

polizei Hannover umbenannten Berufs-
feuerwehr durch Bespitzelungen und 
Denunziationen zunehmend. Selbst
kleinste Disziplinlosigkeiten zogen er-
hebliche Folgen nach sich. So erhielt
ein Brandmeister 1937 einen Verweis
und einen Eintrag in die Personalakte,
weil er und einige Kollegen vor dem of-
fiziellen Wecken durch den Dienstha-
benden bereits aufgestanden waren
und ihre Betten gemacht hatten. 

Wesentlich schlimmer traf es einen
Feuerwehrmann auf Probe, der bis zu
diesem Zeitpunkt gute Leistungen ge-
zeigt hatte, sich jedoch bei einigen Kol-
legen durch seine zu offene Art unbe-
liebt gemacht hatte. Er wurde von sei-
nem Vorgesetzten und mehreren
Feuerwehrleuten im März 1933 denun-
ziert, nachdem er auf die Frage, ob er
an einem Fackelzug der SA teilgenom-
men habe, geantwortet hatte, dass er
mit Verbrechern nicht gemeinsam mar-
schiere. Wegen seiner angeblich belei-

digenden Äußerungen gegen die natio-
nalen Verbände und die Regierung
wurde er ohne Weiterzahlung von Ge-
halt am 7. April auf Grund der Verord-

nung des Reichspräsidenten zur Ab-

wehr heimtückischer Angriffe gegen

die Regierung der nationalen Erhebung

fristlos entlassen.

Durch das Berufsbeamtengesetz von
1933 konnten auch in den Berufsfeuer-
wehren alle rassisch oder politisch

missliebigen Beamten aus dem Dienst
entfernt werden. Vor allem bei Sozial-
demokraten und Gewerkschaftern
wurde häufig auf deren politische Un-
zuverlässigkeit (§ 4 des Gesetzes) ab-
gestellt. Während der freigewerk-
schaftliche Verband deutscher Berufs-
feuerwehrmänner (VdB) bereits im Mai
1933 verboten wurde, löste sich der
Reichsbund der Kommunalbeamten
und Angestellten (KOMBA) Ende des
Jahres selbst auf. Obmänner der NS-

Beamtenarbeitsgemeinschaft began-
nen nun für die Partei Propaganda zu
betreiben.

Am 19. August 1933 beantragte der
hannoversche Oberbürgermeister
beim Regierungspräsidenten gemäß
§ 4 des Gesetzes zur Wiederherstel-

lung des Berufsbeamtentums, den seit
dem 6. März 1914 bei der Berufsfeuer-
wehr beschäftigten Friedrich G., der
als einer der fachlich versiertesten
Brandmeister galt, zu entlassen. Als
Grund wurden seine Angaben in ei-
nem Personalfragebogen angegeben –
er war von 1922 bis 1933 Mitglied der
SPD und Vorsitzender der Ortsgruppe
des VdB gewesen. Seine langjährige
Zugehörigkeit zur Sozialdemokrati-
schen Partei biete keine Gewähr für
eine unbedingte Einstellung für die
nationale Regierung, lautete der Tenor
von Branddirektion und Stadt. Das
preußische Innenministerium über-
sandte G. daraufhin am 21. September

seine Entlassungsurkunde. Außerdem
untersagte es ihm, in seiner Sache die
städtischen Gebäude oder die Auf-
sichtsbehörde aufzusuchen.

Statt sich vor den beruflich engagier-
ten Beamten zu stellen, der jahrelang
erfolglos versuchte, rehabilitiert zu
werden, beschuldigte Branddirektor
Schmidt den ehemaligen VdB-Vorsit-
zenden, er und seine Organisation
seien eindeutig für ein rotes Hannover

eingetreten und hätten die Disziplin
bei der Berufsfeuerwehr untergraben
wollen. Damit stützte er die Vorwürfe
der NSDAP-Kreisleitung, die ohne kon-
krete Begründung befand: „G. ist in

den bitter schweren Jahren vor der

Machtübernahme das Haupt der roten

Feuerwehrleute der Branddirektion ge-

wesen und hat über 10 Jahre lang jener

Partei angehört, die den Landesverrat

auf ihre Fahne geschrieben hatte. Eine

Wiedereinstellung derartiger Elemente

würde m. E. eine grosse Gefahr für den

Staat bedeuten. Außerdem würden sich

andere auf den Fall G. berufen.“ 

Durch weitere Erlasse des Reichs-
innenministers konnten auch Arbeit-
nehmer entlassen werden, die nach
dem Machtwechsel nicht innerhalb von
drei Tagen nach Aufforderung ihren
Austritt aus KPD und SPD erklärt hat-
ten. Branddirektor Schmidt rief des-
halb einen Ausschuss zur Überprüfung
der ehemaligen Sozialdemokraten ins
Leben. Denn bis 1933 waren 47 hanno-
versche Berufsfeuerwehrmänner SPD-
und viele auch Gewerkschaftsmitglie-
der gewesen, um so ihre berechtigten
beruflichen und sozialen Interessen zu
vertreten. Bereits im Herbst 1933
konnte Schmidt seinem Dezernenten,
Stadtrat Hofmann, mitteilen, dass alle
betroffenen Beamten eine schriftliche
Erklärung abgegeben haben, dass sie
jeden Kontakt mit der SPD und deren
Unterorganisationen abgebrochen hät-
ten. Ein Oberfeuerwehrmann berich-
tete nach Kriegsende: „Im Jahre 1933

wurde ein Ausschuss gebildet, der un-

sere politische Einstellung überprüfen

und über unsere Belassung im Dienst

entscheiden sollte. Als ich auf das Rat-

haus gehen wollte, um die dort getrof-

fene Entscheidung über eine weitere

Dienstverwendung entgegenzuneh-

men, traf ich auf der Hauptwache den

Oberbrandrat H., der mir auf Befragen,

um was es sich handelte, kurz antwor-

tete: „Sie werden herausgeschmissen.“

4



5

Ein versierter Brandmeister, der ehemalige
Gewerkschaftsobmann Friedrich G., wird aufgrund
seines früheren politischen Engagements als
Sozialdemokrat aus der Berufsfeuerwehr
entlassen. (StadtAH Personalakten, G., Friedrich,
Paket 862)
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Entlassung eines jungen Feuerwehrangehörigen im April 1933, der sich kritisch zu einem SA-Fackelzug
geäußert hatte. (StadtAH Personalakten, B., Alfred, Paket 1186)



Ich nehme an, dass er mir das sagte,

weil ich Mitglied der SPD war.“ [...]

Dass dies für die Betroffenen mit Ban-
gen um ihren Broterwerb einherging,
schildert ein ehemaliger Sozialdemo-
krat, der seit dem 1. Dezember 1918
bei der Berufsfeuerwehr tätig war und
eigentlich entlassen werden sollte. Nur
nach einer sehr langwierigen Prüfung
habe er, allerdings ohne Aufstieg-
schance, im Dienst verbleiben können.

Ausschlüsse aus rassischen Gründen
sind bei der hannoverschen Berufsfeu-
erwehr nicht bekannt. Dennoch regel-
te der hannoversche Kreisfeuerwehr-
verband als Zwangsvereinigung der
Freiwilligen und der Werkfeuerwehren
in seiner Satzung am 22. April 1934,
dass fortan nur noch Männer arischer

Abstammung die Anforderung für den
Feuerwehrdienst erfüllten. Auch der
Reichsverein der Deutschen Feuer-
wehringenieure in Berlin bestätigte der
Stadt Hannover auf ihren Druck hin,
sonst keine Beiträge mehr für die han-
noverschen Mitglieder zu entrichten,
dass keine Juden Mitglieder in der wis-
senschaftlichen Vereinigung seien.
Allerdings wollte der Verband nicht völ-
lig ausschließen, dass einige Mitglieder
„nicht rein arisch“ waren. Eine neue
Satzung sollte dies jedoch künftig aus-
schließen. Das Selbstbild, welches der
RDF gegenüber der Stadt artikulierte,
verwundert da kaum: „... dass fast alle

unsere Mitglieder auch schon vor der

nationalen Erhebung und Umwälzung

auf streng nationalem Boden gestan-

den haben, nur ganz wenige gehörten

der demokratischen Partei an.“

Propaganda im Feuerwehrdienst

Durch Massenversammlungen, Appel-
le, Aufmärsche und Großveranstaltun-
gen wurden auch die Angehörigen der
Berufswehren immer mehr auf die
politische Linie des NS-Staates ein-
geschworen. Auch wenn dies offiziell
als freiwilliger Dienst deklariert wurde,
sicherten Berufsfeuerwehrangehörige
fortan bei Propagandaveranstaltungen
der NSDAP und ihrer Unterorganisatio-
nen den Brandschutz und erbrachten
Hilfeleistungen. So taten Beamte der
Feuerlöschpolizei beim Erntedanktag
auf dem Bückeberg bei Hameln und
dem Flugtag des Nationalsozia-
listischen Fliegerkorps Dienst. Ebenso
wurde von den Feuerwehrangehörigen

erwartet, dass sie für Großveranstal-
tungen der SS in Hannover Karten
erwarben. Entgegen späterer Behaup-
tungen des letzten Kommandeurs und
späteren Branddirektors Richard Ban-
ge wurde die Berufswehr sogar für Pro-
pagandaveranstaltungen der NSDAP
und den letzten Wahlkampf mit Ein-
satzfahrzeugen herangezogen. Unter
dem Tenor: „Die Deutsche Feuer-

schutzpolizei und die Freiwilligen Feu-

erwehren kennen im bevorstehenden

Wahlkampf nur eine Parole: ihr freudi-

ges „Ja“ für den Führer und Reichs-

kanzler und das einige Großdeutsche

Reich“ mussten sie mit Drehleitern
Transparente aufhängen, Wahlveran-
staltungen geschlossen in Uniform be-
suchen, Propagandamaterial innerhalb
der Dienststellen verteilen sowie aus
eigenen Mitteln beschafften Schmuck

und Werbung an Wachen und Fahrzeu-
gen anbringen.

Einen weiteren Schwerpunkt in der
propagandistischen Arbeit der Feuer-
wehr stellten ab 1935 der Tag der Deut-

schen Polizei und die Sammlungen für
das Winterhilfswerk dar. Ab 1936 wur-
den die Sammelaktionen fester Be-
standteil dieses Ereignisses. In Han-
nover wurden die Beamten eigens zu ei-
nem Generalappell zusammengerufen.
Schmidt verpflichtete sie – die Ab-
wicklung erfolgte über so genannte Ver-
trauensmänner – persönlich, Sonder-
spenden zu erbringen und Karten für
Veranstaltungen gegen Bezahlung
restlos abzunehmen. In Listen wurde
genau erfasst, wer wie viel spendete.
Die Verantwortlichen im hannover-

schen Rathaus stellten 1938 zufrieden
fest: 

„Sowohl die Beamten der Feuerschutz-

polizei als auch die freiwillig im Feuer-

schutz der Hauptstadt Hannover täti-

gen Volksgenossen beteiligten sich

dienstlich und außerdienstlich weit-

gehend am Leben der wiedererwach-

ten Nation und gaben insbesondere

durch gesteigerte Dienstfreudigkeit

und Anpassung an die wieder zu Ehren

gekommenen wehrhaften Formen den

Beweis ihrer positiven Einstellung zum

Dritten Reich.“ 

Die Feuerwehr als Hüterin des

Volksvermögens

Die Propagierung des Brandschutzge-

dankens und damit der vorbeugende
Brandschutz zum Erhalt des Volks-

vermögens gewannen während des
Dritten Reichs zunehmend an Bedeu-
tung. Die hervorgehobene Stellung der
Feuerlöschpolizei Hannover als Hüterin

des Volksvermögens machte ihre
Beteiligung an der Ausstellung Volks-

feind 4 deutlich. Diese reine Propagan-
daausstellung initiierte die Reichsar-
beitsgemeinschaft Schadenverhütung
im Gau Süd-Hannover-Braunschweig
zusammen mit dem Reichsministerium
für Volksaufklärung und Propaganda
anlässlich des Vierjahresplanes vom
28. November bis zum 6. Dezember
1936 in der Niedersachsenhalle. 

Seitens der Stadt beteiligte sich neben
anderen Ämtern vor allem die Feuer-
löschpolizei an der Schau. Die Gestal-
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Stand der Feuerlöschpolizei Hannover anlässlich der propagandistischen Ausstellung „Volksfeind 4“, 
die im November/Dezember 1936 in der Niedersachsenhalle stattfand. (StadtAH)
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Propagandistischer Zeitungsartikel über die Bekämpfung eines Großfeuers. 
(StAH, Niedersächsische Tageszeitung vom 18. Dezember 1936)



tung ihrer Ausstellungsfläche, die so-
gar eine Kraftfahrdrehleiter beinhalte-
te, schlug allein mit fast der Hälfte der
von der Kommune bezahlten Zuschüs-
se von 3500 Reichsmark zu Buche. Der
zur Ausbildung abgeordnete Feuer-
wehringenieurs-Anwärter August E.
musste als Abschnittsarbeit den Stand
und eine Broschüre ausarbeiten. Unter
anderem hatte er die Besucher über
den Aufbau und die Gliederung der
Feuerlöschpolizei und deren Aufgaben
als Hüterin des Volksvermögens zu in-
formieren. Die Ausarbeitung E.s, die in
einem eher fachtechnischen Stil ab-
gefasst war, stieß bei dem beurteilen-
den Oberbaurat Goldbach auf wenig
Begeisterung: „Die Arbeit ist nicht in

vollem Umfange geglückt. Hinsichtlich

des ersten Teiles der Arbeit wurde

schon während der Bearbeitung festge-

stellt, dass E. die propagandistische,

volkstümliche Bearbeitung feuerwehr-

technischer oder feuerpolizeilicher

Themen nicht liegt.“ 

Fußdienst und Wehrsport 

Auf den Wachen der Berufsfeuerweh-
ren herrschte auch während der Wei-
marer Republik strenge Disziplin. Die
militärischen Formen galten zwar zum
Ende des Kaiserreichs bei der Berufs-
feuerwehr – nicht zuletzt durch den
Druck der freien Feuerwehrgewerk-
schaft VdB – als abgeschafft. Dies ließ
sich allerdings nur kurze Zeit durch-
setzten, da viele Führungskräfte sich
aus Reserveoffizieren und Kriegs-
branddirektoren rekrutierten, die den
Militarismus weiterhin pflegten. Durch
eine große Anzahl von repressiven
Dienstvorschriften kam es nach Mai
1933 zu einer gesteigerten Militarisie-
rung des Dienstbetriebes. Bereits ab
September 1933 wurde eine neue
Gruß- und Appellordnung eingeführt,
die den deutschen Gruß gegenüber
Vorgesetzten sogar außerhalb des
Dienstes vorschrieb. Ab 1937 machte
Kommandeur Schmidt auch die Anre-
de mit Dienstgrad und Nachnamen zur
Hebung der Disziplin verbindlich.

Schmidt erließ ab Mitte der 1930er
Jahren eine Vielzahl strenger Befehle,
in denen teilweise auch Strafen ange-
droht wurden: „Ich erwarte von allen

Beteiligten ein militärisches, straffes

und gewandtes Auftreten sowie tadel-

los saubere Bekleidung und Aus-

rüstung.“ 

Die Stadtverwaltung lobte 1936, dass
die Körperertüchtigung der Feuer-
löschpolizei inzwischen zur selbstver-
ständlichen Pflicht geworden sei.
Zwangsweise waren im Frühjahr alle
Beamten in den Polizeisportverein
übernommen worden. Statt einer Vier-
telstunde Frühsport am Tag mussten
sie nun Schießen und Leichtathletik
trainieren. 125 Beamte legten bis 1938
das paramilitärische SA-Wehrsportab-
zeichen ab, bei dem auch die Diszipli-
nen Handgranatenweitwurf und Kara-
binerschießen zu absolvieren waren. 

Eine abgeleistete militärische Ausbil-
dung vor Eintritt in eine Berufsfeuer-
wehr sowie der Drill (Exerzierdienst),
der bei den ersten Berufswehren be-
reits ab Mai 1933 als Erziehungsmittel
eingeführt wurde, prägten nun den All-
tag. Ein Runderlass schrieb eine militä-
rische Vorbildung ab 1936 auch für 
Bewerber der Feuerlöschpolizei Han-
nover als verbindlich für den Feuer-
wehrdienst vor. Anordnungen wurden
fortan bei Appellen bekannt gegeben.
Die Feuerwehrmänner wurden mit Sol-

daten der Heimat gleichgesetzt, die
durch ihre militärische Ausbildung und
ihre Disziplin im Gleichschritt mit der
Wehrmacht marschierten. 

Der Luftschutz 
als Kriegsvorbereitung

Branddirektor Schmidt nahm die neue
Aufgabe des Luftschutzes für seine
Dienststelle sehr ernst und sah darin
eine Chance der Feuerwehr sich zu
profilieren: „Träger des behördlichen

Feuerschutzes seien grundsätzlich die

polizeilich anerkannten Feuerwehren,

die ihrerseits die Verpflichtung hätten,

den RLB in der Ausbildung der Haus-
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Die neue Wache III (Südstadt) war nicht nur eine
reguläre Feuerwache, sondern sie beheimatete
einen ganzen Garagentrakt für Fahrzeuge und
Ausrüstung des Luftschutzes sowie Werkstätten
für den Gasschutz. Sie galt aus Sicht der Feuer-
wehr als „rüstungspolitisch“ wichtiges Projekt.
(StadtAH, Niedersächsische Tageszeitung 
vom 9. Mai 1938)

Alles stand bei Kriegsbeginn längst bereit: reichseigene und städtische Fahrzeuge des Feuerlösch- und
Entgiftungst-Dienstes vor einem eigens als Luftschutzdepot errichteten Gebäudetrakt auf dem Gelände
der Feuerwache Südstadt. (Historisches Museum Hannover, Neg. 459/1982)



feuerwehren zu unterstützen. Durch

diese Unterstützung des RLB würde am

besten die führende Stellung der poli-

zeilich anerkannten Feuerwehren in

den Gemeinden auch im Luftschutz

gesichert.“

Der Jahresbericht 1935/1936 belegt,
welche Auswirkungen der Luftschutz
bereits zeigte:

„Das Jahr 1935/36 stand hauptsächlich

im Zeichen des Luftschutzgedankens.

Die Feuerlöschpolizei hat bei der Aus-

bildung des Luftschutzes weitgehend

mitgewirkt und daneben natürlich be-

sonderen Wert auf die Ausbildung ihrer

eigenen Beamten gelegt.“

Bis 1938 absolvierten Feuerwehrange-
hörige, Selbstschutzhelfer und Werk-
schutz rund 63.000 Ausbildungsstun-
den allein auf diesem Gebiet.

Dass ein kompliziertes Gebiet wie der
Luftschutz auch technisch versierte
Experten für Gasschutzwesen, neue
Löschverfahren, darauf abgestimmte
Fahrzeuge und Geräte sowie eine völ-
lig neue Grundlage der Schulung des
Personals erforderte, wurden auch die
Ausbildungskapazitäten für die Feuer-
wehringenieure erheblich erweitert.

Einig waren sich die politisch Verant-
wortlichen des Dritten Reiches mit
zahlreichen Feuerwehrfunktionären
darin, die Vielfalt der Ausrüstung und
Geräte für ein effektives Feuerlösch-
wesen im Luftschutz zu begrenzen. Per
Runderlass ordneten sie 1936 an, alle
Fahrzeuge und Geräte auf wenige
Typen zu reduzieren. Damit wollten sie
die Wehren für einen geplanten Luft-
kriegseinsatz in schlagkräftigen Groß-
verbänden vorbereiten. Nach diesen
Weisungen setzte bei den Wehren
reichsweit eine bis dahin unvergleich-
liche Beschaffungswelle von Fahrzeu-
gen und Geräten ein. Drehleitern,
Kraftspritzen, die sich aufgrund ihres
geschlossenen Aufbaus für den über-
örtlichen Einsatz bei allen Wetterlagen
eigneten, wurden als Prototypen bei
der Luftwaffe erprobt und ab 1936,
staatlich durch das Reichsluftfahrt-
ministerium subventioniert, bei den
Berufswehren in Dienst gestellt.

Deshalb wurden die Kommunen von
dem Ministerium in drei Luftschutzka-
tegorien hinsichtlich der erforderlichen

Ausrüstung und des Hilfspersonals
eingeteilt. Besondere Priorität wurde
vor allem den 94 Luftschutzorten I. Ord-

nung wie Hannover eingeräumt, deren
hauptamtlich Sicherheits-Hilfs-Dienst-
Kräfte im Fall eines Krieges durch Not-
dienstverpflichtete ergänzt werden
sollten. 

Mit dem Argument, dass der Feuer-
löschdienst im Luftschutz eine zentra-
le Rolle spiele, erreichte schließlich
auch die hannoversche Berufswehr,
am Altenbekener Damm den Bau einer
neuen Wache als Ersatz für die maro-
de Unterkunft in der Südstadt voran-
zutreiben. Diese war seit Jahrzehnten
aufgrund der schlechten Finanzlage
immer wieder abgelehnt worden.
Während Branddirektor Schmidt ver-
klausuliert von luftschutztechnischen
Gesichtspunkten hinsichtlich der neu-
en Wache sprach, auf die das Reichs-
luftfahrtministerium größten Wert leg-
te, fand sein Stellvertreter, Oberbaurat
Goldbach, für den Bau eines zusätz-
lichen Garagentrakts, in den bereits
gelieferte Fahrzeugen des SHD unter-
gebracht werden sollten, sehr deutli-
che Worte: „…bei dem Bau handelt es

sich um einen reinen Wehrmachts-

auftrag, der ausschließlich zur Auf-

rüstung erforderlich ist.“ Am 8. Mai
1938 wurde die Feuerwache Südstadt
im Rahmen einer großen Feierstunde
mit Generalappell, Fahrzeugparade
und Lobreden in Dienst genommen. Im
September 1938 – ein Jahr vor Kriegs-
beginn – bestand der geplante Feuer-
löschdienst des SHD aus 194 Berufs-
feuerwehrleuten, 702 freiwilligen Feu-
erwehrleuten und 192 Einsatzkräften
des behördlichen SHD.

Als die Synagoge brannte

Die hannoversche Synagoge in der
Bergstraße hatte schon längere Zeit in
Flammen gestanden, als in der Nacht
auf den 10. November, offiziell um 2.35
Uhr, Feueralarm von der Staatspolizei-
leitstelle gegeben wurde und kurz
darauf die Feuerlöschpolizei eintraf.
Zuvor hatte bereits die SS, deren
Personal die Synagoge nach den heu-
tigen Erkenntnissen in Brand gesetzt
hatte, die Calenberger Neustadt groß-
räumig abgesperrt. 

Die eintreffenden Brandschützer
sollen dann zunächst die angren-
zenden Gebäude von den Bewohnern

geräumt und sich dann den Lösch-
arbeiten, „die gewiß nicht mit letztem

Einsatz betrieben wurden und sich bis

8 Uhr morgens hinzogen“, gewidmet
haben, wie ein Augenzeuge später
beschrieb. Die Feuerwehr beschränkte
sich wohl darauf, ein Übergreifen der
Flammen auf Nachbarhäuser zu
verhindern. 

Nach Aussagen eines Feuerwehr-
manns war die Feuerlöschpolizei Stun-
den zuvor von der nahe gelegenen
Hauptwache am Goetheplatz zu einem
vermeintlichen Großbrand in einem In-
dustriebetrieb im mehrere Kilometer
entfernten Hannover-Stöcken gerufen
worden. Die Polizei soll dann angeblich
die Feuerwehrleute dort festgehalten
haben. Erst als Kommandeur Schmidt
auf die Gefahr eines Übergreifens des
Feuers auf die Altstadt hinwies, durften
die Brandschützer zur Synagoge fah-
ren. Die tatsächliche Rolle der hanno-
verschen Feuerwehr bleibt bis heute
im Dunkeln. Auszuschließen ist, dass
sie direkt an der Brandstiftung beteiligt
war. Der angebliche Einsatz bei dem
Industriebetrieb ist mangels vorhan-
dener Aufzeichnungen nicht mehr
nachzuweisen. Umstritten bleibt auch,
ob die Feuerwehr durch frühzeitige Ab-
sperrung der Calenberger Neustadt
nach 23 Uhr durch die SS an einem
Durchkommen gehindert werden soll-
te, wie es ein oberstes Gericht nach
1945 in einem Prozess gegen die
Brandstifter beurteilt.

Bewertet man das Verhalten der han-
noverschen Feuerwehr juristisch, ver-
stieß sie ebenso wie viele andere Weh-
ren, wenn sie nur die Nachbarhäuser
schützte und die eigentliche Brandbe-
kämpfung in den jüdischen Gotteshäu-
sern verweigerten, gegen das seiner-
zeit gültige Feuerlöschgesetz, das sie
zur direkten Hilfeleistung verpflichtete. 

10

Die Synagoge nach dem Brandanschlag 1938



Sicherheits- und Hilfsdienst, 
Luftschutzpolizei, Feuerschutz-
polizeiregimenter, Bombenkrieg,
Kampfeinheiten

Vom 1. September 1939 an wurde die
vormals kommunale Berufsfeuerwehr
Hannover endgültig zu einem Instru-
ment des (Luft-)Krieges. Unter dem
Einfluss von Heinrich Himmlers SS-
und Polizeiapparat wandelte sich die
Hilfseinrichtung Feuerwehr zu einer
universalen Schutztruppe, die zu
Polizeiaufgaben und Kampfeinsätzen
herangezogen wurde. Ein drastischer
Wandel vollzog sich mit dem Kriegs-
verlauf in der Zusammensetzung des
Feuerlöschpersonals und einer damit
einhergehenden Entprofessionalisie-
rung durch dienstverpflichtete zivile
Ergänzungskräfte.

Der Feuerlöschdienst steht bereit

Zu Beginn des Zweiten Weltkrieges
vollendete sich auch bei der Feuer-
schutzpolizei Hannover ein gewaltiger
Umbruch, der durch die gesetzlichen
Änderungen und Kriegsvorbereitungen
der Nationalsozialisten spätestens be-
reits 1934 begann. Nachdem reichs-
weit der Luftschutz ausgerufen wurde,
teilte der Polizeipräsident Hannover in
drei Luftschutzabschnitte analog zu
denen der Schutzpolizei auf. Die
Gefahrenabwehr nahm nun der Sicher-

heits- und Hilfsdienst (SHD) wahr, in
den auch alle Beamten der Feuer-
schutzpolizei Hannover innerhalb des
so genannten Feuerlöschdienstes

eingegliedert wurden. 

Der innere Aufbau des SHD orientier-
te sich an der Polizei. Der Polizei-
präsident als örtlicher Leiter des Luft-
schutzes übertrug in der luftangriffs-
freien Zeit in der Regel einem Offizier
der Feuerschutzpolizei die Leitung
über den Feuerlöschdienst. Die Stadt
hatte kaum mehr Einfluss auf die einst
kommunale Feuerwehr. Denn neben
den Angehörigen der Feuerschutz-
polizei, die die Führer und Unterführer
stellten, wurden bereits im Mai 1939
dienstverpflichtete freiwillige Feuer-
wehrleute und Zivilisten für den
künftigen Feuerlöschdienst ausge-
bildet. 

In Hannover war der Feuerlöschdienst
im Gegensatz zu anderen Orten nach
kurzer Zeit einsatzbereit. Fahrzeuge
und Unterkünfte standen bei Kriegs-
beginn ausreichend zur Verfügung.
„Dank der bereits im Frieden getroffe-

nen guten Vorbereitungen war die Um-

stellung von der friedensmäßigen zur

kriegsmäßigen Organisation reibungs-

los in kürzester Zeit durchgeführt.“

Die Personalnot beginnt

Bereits unmittelbar nach Kriegsbeginn
wurden viele jüngere Beamte der
Feuerschutzpolizei Hannover zur
Wehrmacht eingezogen. Eine Unab-
kömmlichkeitsstellung ließ sich nach
Angaben der Verantwortlichen nicht
erwirken. Und dies, obwohl Angehöri-
ge der Feuerschutzpolizei aufgrund
der Verordnung zur Sicherstellung des

Kräftebedarfs für Aufgaben von beson-

derer staatspolitischer Bedeutung vom

28. Juni 1938 normalerweise nicht zu
anderen Aufgaben herangezogen
werden durften. Da es kaum Ersatz
gab, musste die Feuerschutzpolizei mit
maximal 200 professionellen Wehr-
angehörigen bis kurz vor Kriegsende
auskommen. Auch die offizielle Ge-
samtkriegsstärke des Anfang 1940
eingerichteten Feuerlösch- und Ent-
giftungsdienstes (FE-Dienst) von 850
Mann wurde nur auf dem Papier
erreicht.

Vor allem die permanente Abordnung
und Fluktuation bei ihren Führungs-
kräften, die nur teilweise ersetzt wur-
den, bereitete der Feuerschutzpolizei
Hannover große Probleme. Nachdem
diese Anfang 1939 bereits ihren stell-
vertretenden Leiter in den Reichs-
dienst abgeben musste, erfolgten im
ersten Halbjahr 1940 nacheinander
zwei weitere kurzfristige Versetzungen
von Brandingenieuren nach Polen bzw.
für den Aufbau der neu zu gründenden
Berufsfeuerwehr in Wilhelmshaven. Ab
April 1941 waren sogar drei der ständi-
gen sieben Offiziersstellen in Hanno-
ver verwaist.

Entgegen der ursprünglichen Plan-
ungen musste die Feuerschutzpolizei
nun trotz des Kriegsbeginns neben der
Brandbekämpfung weiterhin techni-

sche Hilfeleistungen und Krankentran-
sporte erledigen. Außerdem musste
die Feuerwehr nun die gesamten
Warnanlagen sowie alle Gasschutzge-
räte der SHD-Einheiten warten, eine
steigende Zahl von Gebäuden und
Bauvorhaben begutachten und beim
Ausbau der Löschwasserversorgung
Hilfeleistungen erbringen. 

Ursprünglich waren für Teile dieser
Aufgaben nach Angaben der Feuer-
wehr andere SHD-Einheiten vorgese-
hen. In Folge dessen traten Probleme
auf: So wurde bemängelt, dass die Bür-
ger unzumutbar lange Wartezeiten bei
Krankentransporten in Kauf nehmen
mussten. Der stellvertretende Kom-
mandeur, Hans Aßmann, schönte die-
se negative Entwicklung trotz interner
Kritik nach außen im Sinne der Propa-
ganda und betonte, dass die Feuer-
schutzpolizei ihre wichtigen Aufgaben
an der Heimatfront im vollen Umfange
erfülle.

Improvisation mit Zivilisten 

Mit dem Feuerlöschdienst, der in
großem Maße zwangsweise Rekrutier-
te umfasste, kam es zu einer Ver-
wischung des Profils der vormals rein
professionellen Berufsfeuerwehr Han-
nover. Von einem einheitlichen Lei-
stungs- und Gesundheitsstandard
konnte fortan keine Rede mehr sein.
Die offiziell verkündete Lesart war
freilich eine andere: Freiwillige Feuer-
wehrleute und Ergänzungsmänner, die
aus allen Ständen und Berufen stamm-
ten, hätten ein „lebendiges Bild der zur

Tat gewordenen Volksgemeinschaft“

vermittelt.

Ein großes logistisches Problem be-
reitete auch in Hannover die Ende
Januar 1940 reichsweit angeordnete
Zusammenlegung des vormals selb-
ständigen Entgiftungs- und Feuer-
löschdienstes zu einer Einheit. Die bis-
her in kleineren Zügen dezentralisier-
ten Feuerlöschkräfte waren nun mit
dem Entgiftungspersonal geschlossen
unterzubringen und in drei FE-Abtei-
lungen mit sieben FE-Bereitschaften
zusammenzufassen. Als Folge muss-
ten die regulären Feuerwachen durch
Baracken erweitert werden. Teilweise
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wurden dafür Nachbargrundstücke
beschlagnahmt. Weil verschiedene
kriegswichtige Betriebe und Ver-
sorgungseinrichtungen der Dienst-
verpflichtung ihres Personals in den
SHD widersprachen und zunächst
keine Luftangriffe erfolgten, wurden
auch in Hannover etliche Ergänzungs-
männer wieder aus den FE-Einheiten
abgezogen.

Durch die Fluktuation bei den Ergän-
zungskräften, deren Unerfahrenheit
und deren häufig altersbedingten
Ungeeignetheit für das Brandschutz-
wesen kam auf die Beamten der Feu-
erschutzpolizei ein erheblicher Schu-
lungsaufwand zu. 

Die Männer erhielten nach ihrer Einbe-
rufung eine mehrwöchige theoretische
und praktische Ausbildung im Brand-
schutz und in der Entgiftung. In Hanno-
ver wurden diese an sämtlichen Gerä-
ten und Fahrzeugen des Feuerlösch-
dienstes geschult und mussten
regelmäßig am friedensmäßigen
Dienstbetrieb der Feuerlöschpolizei
teilnehmen.

Paramilitärische Feuerwehr-
einheiten entstehen

Einen vorläufigen Höhepunkt in der
Militarisierung und Gleichschaltung
der Feuerwehren mit Einheiten der
Schutzpolizei leitete der Reichsführer
der SS und Chef der Deutschen Poli-
zei, Heinrich Himmler, zwischen
1940/41 ein. Unter der alleinigen Ver-
antwortung der Ordnungspolizei ließ
er in enger Zusammenarbeit mit Ver-
antwortlichen der Feuerschutzpolizei
zunächst drei paramilitärisch organi-
sierte Feuerschutzpolizei-Regimenter

aufstellen. 

Diese Einheiten sollten ursprünglich
nur der kriegsbedingten Brandbe-
kämpfung nach Luftangriffen als über-
örtliche Verstärkung dienen. Da es je-
doch in den ersten Kriegsjahren nur
wenige Angriffe gab, begleiteten die
Regimenter die Wehrmacht mit der
vorrückenden Front. Sie löschten unter
anderem in Frankreich, in den Nieder-
landen und an der Ostfront bombar-
dierte Tanklager. 

Das Regiment 1, das im April 1940 der
Chef der Ordnungspolizei, General Da-
luege, abnahm, erhielt nach seinem

Aufstellungsgebiet später den Namen
Sachsen. Per Schnellbrief des Haupt-
amtes Ordnungspolizei ließ der Brand-
ingenieur Hans Rumpf als Leiter des
Regimentes die Führer und Unterfüh-
rer aus vielen Berufswehren sowie die
Mannschaften per Notdienstverord-
nung aus den freiwilligen Wehren re-
krutieren. 

Den einzelnen Feuerschutzpolizeien
und Kommunen wurde mitgeteilt, wie
viel Angehörige sie abzuordnen hat-
ten. Ingesamt stellten sie gemeinsam
mit der Polizei rund 30 Prozent des
Personals. Die Städte mussten für ihr
hauptamtliches Personal, sofern es
nicht fest in den Reichsdienst abge-
ordnet wurde, weiterhin aufkommen.
Für die Offiziere war selten und für alle
andere Brandschützer kein Ersatz vor-
gesehen. 

Bereits zum 1. Februar 1940 komman-
dierte der Reichsführer SS und Chef
der deutschen Polizei die ersten drei
hannoverschen Feuerschutzpolizisten
zur Provinzial-Feuerwehrschule Bran-
denburg, Beeskow-Mark ab. Ab Fahrt-
antritt unterstanden sie der SS- und
Polizeigerichtsbarkeit.

Auch der hannoversche Kommandeur
der Feuerschutzpolizei, Johannes
Schmidt, der bereits an der Vorberei-
tung der Regimenter mitwirkte, sein
Adjutant Oberleutnant Fritz Heimberg,
Hauptmann Martin Meyer und weitere
Feuerwehroffiziere aus Hannover folg-

ten. Für das 2. Regiment, Hannover,
das Schmidt und Heimberg 1941 auf-
bauten, sind die Abordnungen von
neun Wachtmeisterdienstgraden und
einem Bezirksleutnant bekannt. 

Die paramilitärische Komponente die-
ser mobilen Einheiten zeigte sich darin,
dass die Angehörigen der Regimenter
den künftigen Kern einer militärischen
Einheit aus Feuerwehrbeamten bilden
sollten. Vor allem den einberufenen
Unterführern galt es mittels Waffen-
kunde, Fußdienst und Schießlehre
schnellstens eine solide militärische
Grundlage zu vermitteln, die diese an
die Mannschaften weitergeben sollten.
Auch das Scharfschießen gehörte von
vornherein zur Ausbildung. Bezeich-
nend ist die Aussage eines Offiziers,
der sich erinnerte, dass Waffen im
Gegensatz zum Löschgerät die am
leichtesten zu beschaffende Ausrü-
stung waren. 

Die militärische Bedeutung der Regi-
menter wurde im Kriegsgeschehen vor
allem bei ihrem Einsatz an der Ost-
front deutlich. So wurde der neue Ein-
satzschwerpunkt der Löscheinheiten
Kiew, wo bis zum Winter 1941 starke
deutsche Truppen stationiert werden
sollten. Zu den Aufgaben der Gruppe

Ost des Regiments 1 zählten ab 1941
auch die polizeiliche Aufrechterhaltung
der Ordnung sowie in extremen Fällen
die Beteiligung an Liquidierungen von
Partisanen. 
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Das Regiment Hannover entsteht

Um für eventuelle Lufteinsätze in
Norddeutschland wieder überörtliche
Kräfte im Reichsgebiet unter ihrer
Aufsicht zu haben, ließ das Hauptamt
Ordnungspolizei ab Januar 1941 das
Regiment 2, Feuerschutzpolizei-Regi-

ment Hannover, durch den bisherigen
Leiter der Feuerschutzpolizei Han-
nover, Oberstleutnant Johannes
Schmidt als Kommandeur und Major
Fritz Heimberg als sein Adjutant auf-
stellen. 

Zunächst kam es nur zur Aufstellung
von zwei Bataillonen mit einer Gesamt-
stärke von 728 Mann. Die Führung be-
stand aus 45 Offizieren und 66 Unter-
führern. Da es in Hannover und bei der
Wehrmacht keine geeignete Unter-
bringungsmöglichkeit gab, wurden die
eingezogenen Polizeireservisten zu-
nächst in einer großen hannoverschen
Gaststätte und anderen provisorischen
Quartieren stationiert. Die Unterbrin-
gung beschrieb ein Angehöriger so:
„[...] wenn auch morgens in den über-

füllten Räumen eine Luft war, dass man

glaubte, zur Gasmaske greifen zu müs-

sen. Spinde fehlten zu unserer Enttäu-

schung ganz, und ein jeder von uns

mußte seine Habseligkeiten unterm

Bett verstauen. [...] Ganz schlimm war

es um die „Örtchen“ bestellt. Rund 80

Mann und nur 2 Klosetts, Kommentar

überflüssig.“ Erst nach Verhandlungen
mit der Wehrmacht konnten nach März
1941 zwei weitere Unterkünfte in Han-
nover eingerichtet werden.

Ein großes Problem zeichnete sich da-
durch ab, dass nicht einmal alle Führer-
und Unterführerposten mit ausgebil-
deten Feuerwehrleuten besetzt wer-
den konnten. Auch die Reservisten
und Reserveoffiziere der Schutzpoli-
zei verfügten über keine feuerwehr-
technische Ausbildung. Fast zehn Pro-
zent mussten wegen gesundheitlicher
Beeinträchtigungen ausgemustert
werden. 

Wie bei Polizei und SS üblich, erhielten
die Angehörigen des Regiments 2 im
November 1941 die Blutgruppenkenn-
zeichnung unter dem linken Oberarm.
Anfangs stellte die Feuerschutzpolizei
Hannover Fahrzeuge für Ausbildungs-
zwecke und vermittelte auch in einem
eigens für das Regiment durchgeführ-
ten Unterführerlehrgang den Polizei-

reservisten das feuerwehrtechnische
Fachwissen. Erst ab April 1941 erhiel-
ten die Abteilungen dann alle Fahrzeu-
ge, Ausrüstung, Uniformen und wur-
den mit Seitengewehren und Pistolen
bewaffnet. Im Juni erreichte das Regi-
ment Hannover mit 1440 Mann seine
Kriegsstärke.

Für den Einsatzfall legten die Führer
der drei Kompanien, die um Hannover
stationiert waren, in Absprache mit der
örtlichen Luftschutzleitung Bereitstel-
lungsräume und Beobachtungs- sowie
Nachrichtenposten fest. Bereits nach
einem kleineren Angriff der Royal Air
Force löschte eine Abteilung am 15.
Mai 1941 einen Großbrand in einer Ma-
schinenfabrik in Hannover-Hainholz.
Zwei Kompanien bekämpften am 15.
Juli nach einem größeren Luftangriff
Feuer im Bereich der Technischen
Hochschule. 

Nach der Auflösung der Regimenter
im Juni 1943 durch Himmler zu neun
selbständig operierenden Feuer-

schutzpolizei-Abteilungen (mot) wurde
im Raum Hannover die Feuerschutzpo-

lizei-Abteilung (mot) 2 Hannover gebil-
det. Diese blieb dort mit drei Kompa-
nien größtenteils bis 1945 stationiert.
Wohl um sich zu profilieren, drängte
auch Schmidt ab 1942 darauf, Teile sei-
nes Regiments im Ausland einzuset-
zen. Auch aus diesem bildete sich min-
destens eine Kampfeinheit, die später
ausgegliedert wurde.

Schuldzuweisungen nach Angriffen

Die Brände nach den ersten Luftangrif-
fen 1940/41 hielten die örtlichen
Feuerwehrkräfte noch unter Kontrolle.
Doch ab Mitte 1943 kommt es zu einer
Zäsur. Nachdem bereits die östlichen
Teile Hamburgs nach schweren Luftan-
griffen durch einen regelrechten
Feuersturm großflächig zerstört wur-
den, ereilte Hannover im September
und vor allem nach schweren Bombar-
dements im Oktober ein ähnliches
Schicksal. 

Nach diesen Angriffen musste die Luft-
schutzgauleitung zur Unterstützung
der völlig überforderten örtlichen
Löschkräfte aus ganz Norddeutsch-
land bis zu 3500 Brandbekämpfer
anfordern. In Hannover brachen wäh-
rend der Bombardements die Wasser-
versorgung sowie sämtliche Telefon-,
Fernschreiber und andere Nachrich-
tenverbindungen zusammen. 

Gauleiter Hartmann Lauterbacher, der
zunächst gar nicht in Hannover war,
wollte im Nachhinein ebenso wie die
Polizeiorganisation und die Wehrmacht
für sich die Koordinierung der Hilfsmaß-
nahmen in Anspruch nehmen. Auch der
angeblich erfolgreiche Einsatz von SA-
Einheiten misslang völlig, da es nur 100
Sturmmänner auf dem Papier gab, die
gar nicht verfügbar waren.

Nach Berichten der Polizei war es die
Feuerschutzpolizei, unterstützt von
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Feuerschutzpolizei Hannover. (Feuerwehr Hannover)



Einheiten der Feuerwehrregimenter
aus Burgdorf sowie Löschregimentern
der Luftwaffe, die die ersten Rettungs-
maßnahmen in Eigenregie trug. Nach
den Großangriffen kam es zwischen
den Institutionen, die die Ereignisse
widersprüchlich schilderten, zu hefti-
gen Schuldvorwürfen, die den erbitter-
ten Konkurrenzkampf im Dritten Reich
verdeutlichen. 

Der zuständige Wehrmachtsbefehls-
haber General Loehning kritisierte:
„...Der Einsatz der Feuerlöschpolizei hat

vollständig versagt, die Leitung war

stärkstens zentralisiert, ein grosser

Fehler, der auch bei späteren Angriffen

immer wieder in Erscheinung trat, so-

dass ein grosser Teil der Spritzen, ins-

besondere fast sämtliche von auswärts

herangezogene, überhaupt nicht in Tä-

tigkeit traten, da sie keinen „Einsatzbe-

fehl“ erhielten und auch gar nicht erhal-

ten konnten, da einen solchen zu ge-

ben wegen Blockierung der Strassen

und Versagen der Nachrichtenverbin-

dung fast unmöglich ist. Die Spritzen-

führer müssen hier selbständig han-

deln. Hunderte von Spritzen haben

stundenlang, während es rings um sie

brannte, in den Einfallstrassen von Han-

nover, diese selbst blockierend, untätig

gestanden, ohne überhaupt zum Ein-

satz gekommen zu sein.“ 

Der Führungsstab der Luftschutzkräf-
te der Polizei hätte völlig überdimen-
sioniert und hilflos in seinem Befehls-
bunker gesessen, sodass das stellver-
tretende Generalkommando des
Luftgaus erwogen habe, dem Polizei-
präsidenten die Führung zu entziehen,
schilderte Loehning. Darauf wurde vor
allem aus politischen Gründen verzich-
tet und eine eigene Hilfsaktion der
Wehrmacht mit bis zu 15000 Hilfskräf-
ten organisiert.

Indes gibt ein Tagesbefehl des stellver-
tretenden Kommandeurs der hanno-
verschen Feuerschutzpolizei, Hans Aß-
mann, ein ganz anderes Bild: Er beruft
sich auf Luftwaffengeneral Wolf, der
den verantwortungsbewussten und
beispielhaften Einsatz der Luftschutz-
kräfte lobt, dem die Zahl der verhältnis-
mäßig wenigen Opfer zu verdanken
wären. Der letzte Kommandeur der
Feuerschutzpolizei Hannover, Richard
Bange, räumte nach dem Krieg aller-
dings ein, dass trotz der Verstärkung
der Löschkräfte im Oktober 1943 die

Feuerwehr bei solchen Lagen nur die
Chance hatte, Brände wirksam zu be-
kämpfen, die noch überschaubar und
fernab der Feuer waren, die zu Groß-
bränden zusammenliefen.

Eine paramilitärische 
Schutztruppe entsteht

Eine weitere personelle Militarisierung
trat bei den Feuerschutzpolizeien ver-
stärkt aufgrund der durch die Perso-
nalnot bedingten Einstellung von
Wehrmachts- und Reserveoffizieren
sowie Angehörigen verschiedener Po-
lizeisparten ein. Dieser Personengrup-
pe ermöglichte es der Polizei- und SS-
Apparat Himmlers, auch in Hannover in
die unteren Offiziers- und die Unter-
führerränge nachzurücken. 

Dass ein polizeiliches Eingreifen der
Angehörigen auch bei der Luftschutz-
polizei Hannover vorgesehen war, be-
legt ein verklausulierter Befehl aus
dem Sommer 1942. Dort wird von einer
Sonderausbildung gesprochen, die die
Männer in die Lage versetzen sollte,
„gegebenfalls und sachgemäß und mit

Erfolg einzugreifen“. Konkret erhielten
die Feuerschutzpolizisten in Hannover
tatsächlich eine vollzugspolizeiliche
Ausbildung. Sofern nicht Kräfte der re-
gulären Schutzpolizei vor Ort waren,
sollten die Brandschützer – auch FE-
Dienst – gegen Verstöße der öffent-
lichen Sicherheit und Ordnung ein-
schreiten. 

Obwohl der sinkenden Zahl der Ange-
hörigen des FE-Dienstes aufgrund der

sich verschlechternden Kriegssituation
immer mehr abverlangt wurde, gestal-
teten die Polizeibehörden den Dienst
immer stärker nach propagandisti-
schen und paramilitärischen Gesichts-
punkten, um die Disziplin zu erhöhen.
Die weltanschaulichen Schulungen
durch die Vorgesetzten wurden erneut
ausgeweitet. Auch forderten die in
Hannover ansässigen Polizeibefehls-
haber die Feuerschutzpolizei Hanno-
ver auf, in noch verstärkterem Maße
militärischen Fußdienst zu betreiben.
Besonders ausgebildete Unterführer
sollten die Angehörigen mindestens
an zwei Tagen in der Woche schulen. 

Bereits seit September 1940 war den
Offizieren und auch den Bezirksoffi-
zieren per Runderlass erlaubt, Pistolen
zu tragen. Dies betraf in Hannover au-
ßer den Offizieren nur wenige Kraftfah-
rer der Feuerschutzpolizei und des FE-
Dienstes. Vom 1. Oktober 1942 an
schrieb Himmler für die Feuerwehren
die Exerzierausbildung der Infanterie
vor. Dass die infanteristische und
Schießausbildung in Hannover noch
1944 an Bedeutung gewann, belegen
die Teilnahmelisten eines großen von
der SA durchgeführten Schießwett-
kampfs. 

So stellten Feuer- und Luftschutzpoli-
zei allein 15 Mannschaften, die beim
Kleinkaliber- und Mannschaftsschie-
ßen sowie beim Sturmlauf und Hand-

granaten-Zielwerfen vordere Plätze be-
legten. Als besondere Belohnung für
die gezeigte Wehrbereitschaft gewähr-
te Kommandeur Bange allen Teilneh-
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Löschgruppe des Feuerlösch- und Entgiftungsdienstes Hannover vor einem Löschfahrzeug vom Typ 
KS 25. Auffällig ist die schlechte Bekleidung der dienstverpflichteten Männer. (Feuerwehr Hannover)



mern des FE-Dienstes einen zusätz-
lichen freien Tag. Immer mehr beka-
men die Feuerlöscheinheiten folglich
für den Krieg die Aufgabe einer Art
universeller, militärisch geprägter
Schutztruppe zugeordnet.  

Dass die Disziplin jedoch selbst unter
den Beamten der Feuerschutzpolizei
erheblich litt und nicht vorbildlich war,
zeigte sich während des Krieges auch
in Hannover. So kam es zwischen
ihnen wiederholt zu wüsten Beschim-
pfungen und sogar Tätlichkeiten. Der
Kommandeur drohte den Beteiligten
und den Vorgesetzten im Wiederho-
lungsfall schwerste Strafen an und for-
derte eine charakterliche Durcharbei-

tung der Beamten durch die zuständi-
gen Offiziere. 

Auch der Zustand der Wachen und FE-
Unterkünfte sowie die Uniformierung
und das Auftreten der Einheiten kriti-
sierte der Kommandeur deutlich. Er
sprach wörtlich von einer „immer mehr

einreißenden Disziplinlosigkeit mit

ihren Begleiterscheinungen der Un-

ordnung auf den Wachen...“ Um sol-
chen Vorfällen hart entgegenzutreten,
verhängte er strenge Dienststrafvor-
schriften. Bestimmte Offiziere konnten
Untersuchungen anordnen und Dis-
ziplinarstrafen und Geldbußen aus-
sprechen. 

Einfluss von Polizei 
und SS nimmt zu

Auch in Hannover nahmen sowohl die
dort ansässigen Höheren SS- und

Polizeiführer sowie der Inspekteur der
Ordnungspolizei des Wehrkreises XI
seit 1940 erheblichen Einfluss auf den
Dienstbetrieb der Feuerschutzpolizei
und des SHD. So gaben sie perma-
nent Anordnungen an alle Polizeispar-
ten und folglich die Kommandos der
Feuerschutzpolizei heraus. Diese be-
inhalteten unter anderem allgemeine
Regelungen wie die verstärkte Ausbil-
dung im Fußdienst, die Schießausbil-
dung, Urlaubsregelung, Verhalten bei
Sicherstellung von Feindmaterial und
luftschutztaktische Vorgehensweise. 

Außerdem wurde den Verantwort-
lichen auferlegt, bei größeren oder
ungewöhnlichen Einsätzen dem
Reichsführer SS und Chef der Deut-
schen Polizei Bericht zu erstatten. Die
Höheren SS- und Polizeiführer hatten

außerdem unbedingte Weisungsbe-
fugnisse gegenüber den Offizieren der
Feuerschutzpolizei Hannover. 

Der stellvertretende Kommandeur der
Feuerschutzpolizei Hannover, Oberst-
leutnant Hans Aßmann, nahm in Han-
nover bereits im Mai 1941 eine Erfas-
sung aller bisherigen SS-Angehörigen
der Feuerschutzpolizei mittels einer
Kartei vor. Er berief sich hinterher auf
eine gleich lautende Weisung des
Reichsführers SS und Chef der Deut-
schen Polizei. 

Dennoch ist belegt, dass er aus eige-
nem Antrieb die Mannschaft in der Ge-
samtheit aufforderte, der SS beizutre-
ten. Er scheute sich auch nicht davor,
einzelne Feuerwehrangehörige per-
sönlich unter Druck zu setzen. Nach-
weislich gab es auch Weigerungen in
der Belegschaft. So lehnte der Ober-
feuerwehrmann Konrad H., der nicht
Mitglied der Partei oder einer ihrer
Gliederungen war, es ab, der SS beizu-
treten. Er wurde dafür zwar nicht aus
dem Dienst entlassen, war jedoch
wiederholt dem Druck seiner Vorge-
setzten ausgesetzt. Nach seiner Auf-
fassung wurde er deshalb trotz 1938
bestandener Brandmeisterprüfung bis
zum Kriegsende nicht befördert. 
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Disziplinen des „SA-Wehrabzeichens“, das die
Angehörigen der Feuerschutzpolizei Hannover als
Teil der Ordnungspolizei zu absolvieren hatten.
(Private Sammlung)



Wann es bei den Offizieren der Feuer-
schutzpolizei Hannover zu der reichs-
weit praktizierten, so genannten An-
gleichung an die SS-Dienstgrade kam
und ob nicht einige diese später vor-
datierten, um sich in ihrer Entnazifizie-
rung von einem freiwilligen Eintritt zu
entlasten, bleibt unklar. 

Als erster will Oberstleutnant Aßmann
nach eigenen Angaben seinen SS-
Dienstgrad als Obersturmbannführer
bereits bei einer formalen Anpassung
im Jahr 1939 erhalten haben. Dage-
gen ist im Fall eines Majors die Anglei-
chung als eine in der Ordnungspolizei
übliche Maßnahme zwischen 1940/41
erwähnt. 

Rekrutierung ukrainischer 
Schutzmänner

Ein Viertel der Stellen der Feuer-
schutzpolizei Hannover war im Ok-
tober 1944 kriegsbedingt unbesetzt.
Auch die Bereitschaften der drei FE-
Abteilungen erreichten nicht mehr die
vorgesehene Stärke. So umfasste die
größte FE-Bereitschaft 96 Mann, die
schwächste nur noch 66 der geforder-
ten 103 Männer. 

Das Hauptamt Ordnungspolizei wies
auch den hannoverschen Ortspolizei-
verwalter an, weitere Notdienst-
verpflichtete – auch ehemalige Brand-
schützer sowie Frauen auf freiwilliger
Basis – zu rekrutieren. Auch waren den
hannoverschen Löscheinheiten bis zu
100 Angehörige der Hitlerjugend zuge-
teilt worden. Doch mit dem totalen

Luftkrieg reichten diese Ressourcen
nicht mehr aus. 

Nun begann auch in Hannover der Ein-
satz von Männern aus den besetzten
Ostgebieten, den so genannten
Schutzmännern im Feuerlösch- und
Entgiftungsdienst. Später als andern-
orts wurden am 29. März 1944 rund
100 Ukrainer aus den vormaligen
Schutzmannschaften der Polizei zuge-
teilt, um den FE-Dienst aufzufüllen. Sie
wurden je zur Hälfte der 2. und 7. FE-
Bereitschaft zugeordnet und an zwei
Standorten kaserniert. Einige von
ihnen kamen gemeinsam mit ihren
Frauen und teilweise mehreren Kin-
dern nach Hannover. Es ist nicht be-
kannt, wie die Familien untergebracht
waren und ob sie sich in der Stadt frei
bewegen durften. 

Welche Vorbehalte und Unsicherheit
gegenüber diesen Männern bestan-
den, die zum Großteil freiwillig ihren
Dienst leisteten, belegt der Hinweis
Kommandeur Banges, wie mit den
Ukrainern umzugehen sei: „Ich erwar-

te, dass jeder Angehörige des FE-Dien-

stes im Verkehr mit den Ukrainern die

richtige Einstellung findet, wobei zu be-

achten ist, dass sie einerseits Angehö-

rige der Ostvölker sind, andererseits

aber, wenigstens zum größten Teil, auf

deutscher Seite gegen den Bolsche-

wismus gekämpft haben.“ 

Ende Mai hatten Unterführer der Luft-
schutzpolizei die Ukrainer, die zumeist
Handwerker waren oder aus der Land-
wirtschaft kamen, dann tatsächlich
ausgebildet. Sie wurden daraufhin den
beiden vorgesehenen Bereitschaften
zugeteilt. Dazu kam es zu einer großen
Personalumsetzung von mehr als 85
Angehörigen der Feuer- und Luft-
schutzpolizei. 

Nach einem mündlichen Bericht wur-
den die Ukrainer in ihren zugeteilten
Einheiten dennoch überwiegend gut
behandelt. Dass es wohl aber auch zu
Schikanen kam, belegt die Aussage ei-
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Auflistung der ukrainischen „Schutzmänner“, die
ab 1944 Dienst in einer Bereitschaft der Luft-
schutzpolizei Hannover leisteten, weil es kein
ausreichendes Personal mehr gab. Teilweise
kamen sie mit der ganze Familie nach Hannover.
(Private Sammlung)



nes Feuerwehrmanns bei seiner Ent-
nazifizierung. Dieser äußerte, einige
ehemalige Angehörige des FE-Dien-
stes hätten es nicht wagen dürfen, sich
nach Einmarsch der Alliierten bei den
in Hannover verbliebenen Ukrainern
sehen zu lassen. 

Ihre erste offizielle Anerkennung der
Feuerwehrführung wurde den Ukrai-
nern erst zuteil, als nach einem Luftan-
griff am 15. Juni 1944 einer ihrer
Landsleute getötet und zwei Schutz-
männer schwer verletzt wurden: „Da-

mit haben die aus der ukrainischen

Schutzmannschaft übernommenen und

im Kampfe gegen den Bolschewismus

bewährten Männer das abgegebene

Treuegelöbnis mit ihrem Blut besiegelt

und die Notwendigkeit des gemeinsa-

men Abwehrkampfes der europäischen

Völker erneut unter Beweis gestellt“,

stellte Kommandeur Bange pathetisch
fest.

Feuerlöschkräfte 
bilden Kampfeinheiten

Als es auf das Ende des Krieges zuging
und die Situation der Wehrmacht und
die Luftbedrohung längst bei vielen
Hoffnungslosigkeit aufkommen ließ,
begann auch Kommandeur Richard
Bange, seine Feuerlöschkräfte mit
Durchhalteparolen auf den Kampf für

den Endsieg vorzubereiten: „Und so

wollen wir, im Gedenken an unsere

Gefallenen, mit festem Vertrauen und

gläubigem Herzen in die Zukunft blick-

en. Unser Glaube an die Zukunft unse-

res Volkes ist unser Glaube an den

Sieg, und dieser Glaube ist die Stär-

kung unseres Volkes. Wenn der Glaube

an den Sieg und das Vertrauen zum

Führer nur stark genug sind, dann ist

dies schon selber der Sieg. Es lebe der

Führer!“ 

Die Kampfeinsätze, an denen Feuer-
wehrangehörige teilnahmen, erreich-
ten nun erschreckende Formen: So
war es in Warschau im Herbst 1944
die Aufgabe von Feuerschutz-
polizeieinheiten, mit Flammenwerfern
so genannte Separatisten in Gebäu-
den, Kellern und Stellungen zu be-
kämpfen. Dass beim Sturm auch die
Kräfte der so genannten polnischen

Heimatarmee Beamte der Feuer-
schutzpolizei Hannover teilnahmen,
belegen erhaltene Verwundungsmel-
dungen in zwei Fällen. 

Hingegen zeichnete sich vor den
Unterkünften des hannoverschen FE-
Dienstes im Oktober 1944 zunehmend
die Verlagerung des Kriegsgesche-
hens an die Heimatfront ab. So ließ
Bange im Herbst vor den Liegenschaf-
ten von 18 Uhr bis 6 Uhr einen bewaff-
neten Wachdienst einrichten. Bis An-
fang 1945 erhielten alle Träger einer Pi-
stole 25 Schuss. Auch jeder
Unterführer durfte fortan eine über-
prüfte Privat- oder Dienstpistole tra-
gen. Nachdem Himmler 1944 Chef des
Ersatzheeres geworden war, wurden
ab Ende des Jahres alle Jahrgänge ab
1903 und jünger aus der Luftschutzpo-
lizei Hannover herausgelöst und bilde-
ten Kampfverbände für den Dienst an
der Front. Am 30. November und 10.
Dezember 1944 mussten sich darauf
zunächst 20 Feuerschutzpolizisten zur
Polizeiwaffenschule Dresden-Hellerau
und drei weitere zur Ausbildung in eine
Gendamerieabteilung in Gotenhafen
in Marsch setzten. Weitere Männer
folgten. 

Im Februar 1945 spitzte sich die Lage
für die in Hannover Verbliebenen noch
einmal zu: Auf Veranlassung Himmlers
wurde nun eine vertiefte Gefechtsaus-
bildung von vier Wochen Dauer von al-
len Kräften der Luftschutzpolizei
durchgeführt. Aus den einzelnen Be-
reitschaften heraus musste jeweils ein
Schützenzug gebildet werden. Die feu-
erwehrtechnische Ausbildung war nun
endgültig nachrangig. Auch die Waf-
fen-SS als Ersatzheer nahm nun Zu-
griff auf die Feuerlöschkräfte. Am 23.
Februar mussten die drei hannover-
schen FE-Abteilungen 64 Unterführer
und Männer an sie abgegeben. Sie
wurden dann entweder in Pilsen oder
Karlsbad der kämpfenden Truppe ein-
gesetzt. Viele von ihnen gerieten in
russische Kriegsgefangenschaft. Um
die nun enstandenen Personallücken
in den FE-Bereitschaften aufzufüllen,
teilte die Ordnungspolizei der Luft-
schutzpolizei Hannover 35 niederländi-
sche Polizeibeamte zu. 

Kurz bevor die Amerikaner Hannover
einnahmen, sollten rund 400 Feuer-
wehrmänner der Einheiten der Luft-
schutzpolizei eine Woche vor Ostern
1945 das letzte Verteidigungsaufgebot
vor der Stadt bilden. Ein Offizier der
Waffen-SS hatte ihnen angeblich be-
fohlen, ein Kampfregiment zu bilden.
Sie erhielten pro Fahrzeug, besetzt mit

acht Mann, drei Panzerfäuste und aus-
gediente Karabiner. Nach einer kurzen
Einweisung in die Handhabung der
Panzerfäuste rückten sie in Richtung
des Vororts Ronnenberg ab. In un-
mittelbarer Nähe hoben sie dort Schüt-
zengräben aus. Auch in dem benach-
barten Dorf Devese hatten hannover-
sche Feuerwehrmänner Stellung in
einer Scheune bezogen. Ein SS-Offi-
zier befehligte sie angeblich und droh-
te, jeden Dorfbewohner, der eine wei-
ße Fahne als Zeichen der Kapitulation
heraushängen sollte, zu erschießen.
Als der SS-Offizier in Devese schließ-
lich nach Berichten selbst floh, traten
auch die Feuerwehrleute mit samt ih-
ren Fahrzeugen den Rückweg in die
Stadt an. Die Hauptwache fanden sie
verlassen vor. Entgegen des vielerorts
erfolgten und befohlenen Absetzens
von Löschkräften samt ihrer Fahrzeuge
vor den anrückenden Alliierten Trup-
pen unterblieb in Hannover angeblich
auf Anweisung Kommandeur Banges
und Bürgermeister Bönners eine sol-
che Flucht. Stattdessen ließ Bange die
Fahrzeuge auf die räumlich größte und
unbeschädigte Südstädter Feuerwa-
che bringen. 

Die nach Hannover zurückgekehrten
Feuerwehrleute aus den sich auflösen-
den Kampfverbänden meldeten sich
unterdessen in Teilen am Gaubefehls-
stand und sollten wieder an die Stadt-
grenze vorrücken. Dazu kam es nicht
mehr, weil die Amerikaner Teile der uni-
formierten Löschkräfte festnahmen –
vielerorts setzten die anrückenden
Alliierten die bewaffneten und unifor-
mierten Feuerwehrleute zunächst mit
Wehrmacht und teilweise auch SS-
Einheiten gleich. Eine solche Ver-
wechslung könnte auch der Grund
sein, warum am 10. April der Komman-
deur Richard Bange auf einer Erkun-
dungsfahrt durch die Innenstadt von
einer amerikanischen Patrouille be-
schossen und schwer verletzt wurde.

Der Krieg war mit dem Einmarsch der
amerikanischen Truppen für die Feuer-
löschkräfte, die in Hannover verblie-
ben waren, beendet. Für diejenigen,
die zur Waffen-SS, zu Polizeibataillo-
nen oder zur Wehrmacht versetzt wor-
den waren, begann unterdessen häufig
die Kriegsgefangenschaft.
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Ein Tageszeitungsartikel aus dem September
1944 schildert, dass Feuerschutzpolizisten in
Warschau an Kampfeinsätzen mit Flammenwer-
fern beteiligt waren. (Private Sammlung)



Keine Stunde Null, Überprüfung des
Personals, Neuorganisation und
Entmilitarisierung

Die Berufsfeuerwehr Hannover war
aufgrund vorhandenen Personals aus
Feuerschutz- und Luftschutzpolizei
sowie vertriebenen, ehemaligen An-
gehörigen von Feuerwehren aus Mittel-
und Ostdeutschland sofort wieder ein-
satzbereit. Eine so genannte Stunde
Null gab es nicht. Es existierten auch
noch zahlreiche Fahrzeuge, Beklei-
dung und Geräte: „Schwierig war und

ist noch die Wiederbeschaffung und In-

standsetzung von Feuerlöschgeräten.

Aber wie man auf dem Bilde sieht, hat

die hannoversche Feuerwehr neue

Schläuche (10 Kilometer), die ausgela-

gert waren, hereinholen können. Für die

heutigen Anforderungen hat sie Fahr-

zeuge und Ausrüstung in ausreichen-

dem Maße. Alles ist gut organisiert, und

die Mannschaften sind durch tägliche

Übungen für ihren gefahrvollen Beruf

ausgebildet.“, berichtete der Neue
Hannoversche Kurier unter dem Titel
Kampf dem „Roten Hahn“ am 14. Au-
gust 1945.

Probleme bereitete die nahezu total
zerbombte Hauptfeuerwache ein-
schließlich der dort früher unterge-
brachten Nachrichtenzentrale. Die
Funktion der Hauptwache übernahm
deshalb bis Mitte der 1950er Jahr die
Feuerwache Südstadt. Auch wird da-
von berichtet, dass viel Inventar,
Löschfahrzeuge und Bekleidung durch
den Krieg verschlissen oder auch völ-
lig unbrauchbar waren.

Die Feuerwehr wird wieder eine
kommunale Einrichtung

„Eine der ersten Maßnahmen der Be-

satzungstruppen und ihrer Militärregie-

rung war die tatsächliche und rechtliche

Loslösung der Feuerwehr von der Poli-

zei. [...] Durch die Sofortmaßnahmen

auf dem Gebiet der Entnazifizierung,

die bei der Feuerwehr wegen ihres der-

zeitigen Polizeicharakters nicht minder

schnell und gründlich wie bei der Poli-

zei selbst gehandhabt sein dürfte, war

die Feuerwehr im höheren und gehobe-

nen Dienst stark von Kräften entblößt

worden. [...]“, beschrieb der damalige
Gewerkschaftsobmann Klare die Situ-
ation bei der Berufsfeuerwehr. 

Zunächst richteten die Briten nach
dem 8. Mai 1945 beim Oberpräsiden-
ten für die Provinz Hannover ein Sach-
gebiet Brandschutz ein. Mit ihrer
Instruction No. 3 erreichte die Militär-
regierung bereits im August Grund-
sätze für die Neuorganisation der
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Unmittelbar nach Kriegsende ordneten das
britische Militär an, die grünen Uniformen der
vormaligen Feuerschutzpolizei wieder blau
einzufärben, Hakenkreuze und Polizeiabzeichen
zu entfernen sowie auf Fahrzeugen und Helmen
den Schriftzug „Fire Service“ anzubringen.
(Feuerwehr Hannover)

Die Hauptfeuerwache am Goetheplatz (Calenberger Neustadt) wurde nach zwei schweren Luftangriffen,
am 9. Oktober 1943 und am 25. März 1945, völlig zerstört. Zwei Angehörige der Luftschutzpolizei
wurden dabei getötet. (Feuerwehr Hannover)



Feuerwehren, die Trennung von der
Polizei und deren Demilitarisierung.
Erklärtes Ziel war es, schnellstens das
Personal auf etwaige Belastungen zu
überprüfen. Offiziere der Feuerschutz-
oder Luftschutzpolizei, hauptberuf-
liche Offiziere der Wehrmacht und
Angehörige paramilitärischer Organi-
sationen wie der SA sollten ursprüng-
lich ausnahmslos ausscheiden. 

Die Stadt Hannover bildete auf Anwei-
sung der Briten einen eigenen Feuer-
Distrikt. Die nun reorganisierte, kom-
munale Berufsfeuerwehr Hannover
und die nur noch auf dem Papier
vorhandenen freiwilligen Wehren wur-
den vorerst wieder unter Aufsicht des
Oberbürgermeisters tätig. Die Ober-
aufsicht behielten sich Dienststellen
der britischen Militärregierung vor. Der
örtliche und regionale Brandschutz
sollte nach ihren Vorstellung bald
möglichst in die Verantwortung
gewählter lokaler Parlamente zurück-
geführt werden. 

Die britische Instruction No. 3

Ein besonderes Augenmerk richteten
die Briten auch darauf, die äußerlichen
Zeichen der Polizei bei der Feuerwehr
zu beseitigen. Die Uniformierung sowie
die Dienstgrade wurden durch die In-

struction No. 3 detailliert auf eine zivil
geprägte Hilfsorganisation umgestellt.
Bereits am 22. April hatten Oberstadt-
direktor Bratke und seine Dezernenten
von Stadtkommandant Lamb den Auf-
trag erhalten, alle NSDAP-Mitglieder
aus der Verwaltung zu entfernen. Nur
drei höhere Feuerwehrbeamte werden
als ehemalige Parteigenossen umge-
hend entlassen. Nun mussten alle
NSDAP-Mitglieder gehen, die vorm 1.
April 1933 der Partei beigetreten wa-
ren. Auch der zuständige britische
Feld-Geheimdienst signalisierte, nur
Personen zu entfernen, die sich per-
sönlich schuldig gemacht hatten. 

Gegen überzeugte Nationalsozialisten
und Militaristen gab es nach 1945 aber
durchaus auch massiven Widerstand
unter den Angehörigen der Berufsfeu-
erwehr und vor allem seitens der sofort
gegründeten Betriebsvertretung. Diese
begründete die besonderen Gefahren
damit, dass die hierarchische Struktur,
der disziplinierte, am Ernstfall ausge-
richtete Dienstbetrieb sowie die Uni-
formierung der Berufsfeuerwehr eher

dazu geeignet waren, wieder einen Mi-
litarismus herauszuprägen als dies in
anderen Dienststellen der Fall war.

Wenige Entlassungen 
innerhalb der Mannschaft

Für die Feuerwehr existiert keine voll-
ständige Liste über die Entlassungen.
In einer Akte über Widersprüche ge-
gen die Kündigung u. a. von Angehöri-
gen der Berufsfeuerwehr sind lediglich
17 Betroffene – entweder hatten sie
eine Kündigung erhalten oder diese
wurde erwogen – zu ermitteln, die zwi-
schen 1946 und 1947 den Beschwer-
deweg wählten. 13 wurden tatsächlich
gekündigt, wobei in mindestens zwei
Fällen bekannt ist, dass diese nach
1949 wieder eingestellt wurden. Drei
der 17 Betroffenen wurden durch die
Entnazifizierungsgremien so günstig
eingeordnet, dass ihre Kündigung
überflüssig war. Nur von einem Ange-
hörigen ist bekannt, dass die Militärre-
gierung seine Entlassung aus Härte-
gründen für ihn zurücknahm. 

Wegen der vielen Unzulänglichkeiten
im Verfahren der Alliierten kam es zu
einer zweiten Phase der Entnazifizie-
rung. Mit dem Gesetz zur Befreiung

vom Nationalsozialismus und Milita-

rismus begannen im Frühjahr 1946 zu-
nächst in der amerikanischen Zone zur
Bildung von deutschen Spruchkam-
mern, die anhand von Fragebogen und
Befragungen die Belasteten einzuord-
nen hatten. 

Nur ein Teil der Führung 
muss gehen

Als aktives Vollzugsorgan der Natio-
nalsozialisten sollten eigentlich alle
regulären Offiziere der Feuerschutz-
polizei zunächst gemäß der genannten
Anweisung No. 3 aus dem Dienst aus-
scheiden. Viele kamen aufgrund ihrer
Dienststellung sowie ihrer Parteizuge-
hörigkeit dann auch in Internierungs-
lager für ehemalige Polizeikräfte –
etliche wurden aus gesundheitlichen
oder anderen Gründen aber schnell
wieder entlassen. 

Ihre Beteiligung am nationalsozialis-
tischen System und der Kriegsführung
versuchten auch hannoversche Offi-
ziere der aufgelösten Feuerschutzpoli-
zei mit vermeintlichen Sachargumen-
ten zu begegnen und sich auch künf-

tig im Feuerlöschwesen ihren ange-
stammten Platz zu sichern: „[...] Der

eng begrenzte Kreis von 160 Feuer-

wehringenieuren, über den ganz

Deutschland nur verfügt, wird im Inter-

esse der Erhaltung des uns noch

verbliebenen Volksgutes dringend

benötigt, weil es sich dabei um ausge-

sprochene Fachspezialisten handelt,

und das Feuerlöschwesen der Stadt

Hannover bedarf einer geordneten

zentralen Führung“, begründete bei-
spielsweise der spätere Branddirektor
Richard Bange.

In Hannover selbst waren bei
Einmarsch der Alliierten, nach den
unzähligen Abordnungen, nur noch
vier reguläre Offiziere im Dienst. Ande-
re kehrten erst sukzessive nach Han-
nover zurück. In der Stadt verblieben,
waren der Kommandeur Oberstleut-
nant Richard Bange, Major Rudolf Reiß
sowie die Oberleutnants Krause und
Joachim Richter. Im Mai 1945 befand
sich von diesen nach Weisung der
Alliierten nur noch Richter im Dienst.
Die anderen sowie die inzwischen vom
auswärtigen Einsatz zurückgekehrten
Brandingenieure Krause und Oberbau-
rat Heinz Witzler sowie der 1944 nach
Krakau versetzte Oberstleutnant Hans
Aßmann wurden ab Juli 1945 auf
Anweisung der Alliierten vom Ober-
bürgermeister entlassen. 

Keine Rehabilitation 
des ehemaligen Leiters

Der ehemalige Kommandeur, Johan-
nes Schmidt, durfte aufgrund seiner
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Der frühere Kommandeur der Feuerschutzpolizei
Hannover, Oberstleutnant Johannes Schmidt, der
nach 1945 nicht für den Feuerwehrdienst rehabili-
tiert wurde und sich deshalb 1947 das Leben
nahm. (Private Sammlung)



führenden Stellung in der Hierarchie
der deutschen Feuerschutzpolizeiregi-
menter sowie seiner Mitgliedschaft in
NSDAP und SS nicht in den Dienst
zurückkehren. Schmidt trat 1927 als
Feuerwehringenieur in Hannover ein
und wurde im April 1933 Parteimitglied.
Nach seinen Angaben hatte ihm der
damalige NSDAP-Bürgermeister Mül-
ler das offiziell nahe gelegt. In die SS
sei er zwangsweise durch Dienstgrad-
angleichung der Ordnungspolizei ge-
kommen, berichtete Schmidt. Seine
angeblich nicht parteikonforme und
unrassistische Einstellung begründete
er unter anderem damit, in der aus feu-
erpolizeilicher Sicht gefährlichen han-
noverschen Synagoge Filmveranstal-
tungen genehmigt zu haben. 

Auch er versuchte durch zahlreiche ei-
desstattliche Erklärungen, die sich die
ehemaligen Führungskräfte der Feuer-
schutzpolizeien nach 1945 gegenseitig
ausstellten, das Entnazifizierungsver-
fahren und die Rückkehr in den Feuer-
wehrdienst positiv zu beeinflussen:
„Schmidt hat sich auch sonst politisch

überhaupt nicht betätigt, sondern ging

als Typus des alten, idealistisch einge-

stellten Berufsfeuerwehrführers voll in

seinem selbstgewählten Beruf auf.“ Ihre
gesamte Tätigkeit als Gruppe Feuer-

löschwesen sei ausschließlich feuer-
technischer Natur gewesen und habe
mit anderen Aufgaben der Ordnungs-
polizei nichts zu tun gehabt, berich-
tete eine früherer Offiziers-Kollege
Schmidts. 

Wie im Fall des ehemaligen Komman-
deurs wird stets die grundsätzlich
unpolitische Gesinnung der Betroffe-
nen hervorgehoben und von der
zwangsweisen Einordnung in die SS
und dem unfreiwilligen Parteieintritt
gesprochen. Ihr eigentliches Interesse
hätte immer nur dem Feuerlöschwe-
sen gegolten. Die Militarisierung, Poli-
tisierung und Gleichschaltung ihrer Or-
ganisation im Dritten Reich stritten vie-
le Verantwortliche wie Schmidt nun
schlichtweg ab.

Dennoch gaben auch einige Unterge-
bene von der Berufsfeuerwehr über
Schmidt ein eher positives Urteil ab. Er
soll sich völlig zum Wohle seiner
Dienststelle und Mitarbeiter eingesetzt
haben und die Generalappelle zur
Schulung aller Interessierten statt zur
Indoktrination genutzt haben. Außer-

dem habe er alle engagierten Feuer-
wehrleute unabhängig von ihrer Partei-
zugehörigkeit und Vorbildung beruf-
lich gefördert.

Schmidt ertrug seine ausbleibende Re-
habilitation in das Feuerlöschwesen
nicht und tötete sich zwei Jahre nach
Kriegsende selbst. Er sah seine Situa-
tion als ausweglos an und konnte nicht
damit leben, dass ihn angeblich auch
zahlreiche Berufsfeuerwehrleute nicht
mehr respektierten. 

Korrupt: Kommissarischer Leiter
muss gehen

Die Schwierigkeiten der Briten, mög-
lichst unbelastete und dennoch fach-
lich sowie persönlich geeignete Feuer-
wehrführer zu finden, zeigte sich auch
bei der kommissarischen Besetzung
der Leitung der Berufsfeuerwehr Han-
nover im Mai 1945. So musste der von
den Alliierten unmittelbar nach Krieg-
sende eingesetzte Oberbrandrat Joa-
chim Richter im September 1947 sei-
nen Dienst wieder quittieren. Die Stadt
hielt Richter vor, das Zusammengehö-
rigkeitsgefühl unter den Berufsfeuer-
wehrleuten verschiedener Herkunft
zerstört sowie Recht und Moral unter-
graben zu haben. 

Der Oberstadtdirektor forderte nach
dem Ausscheiden die Staatsanwalt-
schaft auf, wegen dringenden Ver-
dachts der Urkundenfälschung, Un-
treue im Amt, Bestechung- und Wirt-
schaftsverbrechen gegen Richter zu
ermitteln. Dieser wurde dann tatsäch-
lich strafrechtlich verurteilt. Parallel zu
diesem charakterlichen Unvermögen
des von den Briten kommissarisch ein-
gesetzten Feuerwehrchefs wurden
bereits seit 1946 aber auch Vorwürfe
aus der Feuerwehr laut, dass es sich
bei Richter um einen ehemaligen Mili-
taristen handle, der nur aufgrund sei-
ner früheren Tätigkeit als HJ-Fähnlein-
führer zum Offizier aufgestiegen wäre.
Die Briten untersagten ihm schließlich
unabhängig von dem Strafverfahren
alle Tätigkeiten mit Führungscharakter
und Personalverantwortung. 

Mannschaft teilt sich 
in zwei Klassen

Die durch die Einrichtung des Feuer-
lösch- und Entgiftungsdienstes ab
1939 entstandene Zweiklassengesell-

schaft von verbeamteten Feuerschutz-
polizisten und dienstverpflichteten Er-
gänzungskräften mit minderen Rech-
ten setzte sich indirekt auch während
der Reorganisation und Entnazifizie-
rung fort. Die aus dem Krieg vom aus-
wärtigen Einsatz in Kampf- oder Feuer-
wehreinheiten bzw. der Wehrmacht
nach Hannover zurückkehrenden
Berufsfeuerwehrmänner wurden 1945
grundsätzlich alle entsprechend ihrem
Dienstgrad bei der Feuerschutzpolizei
wieder eingestellt, sofern sie sich nicht
schwere Verfehlungen hatten zu schul-
den kommen lassen oder als extreme
Militaristen aufgefallen waren. 

Dennoch begann im Mai 1945 eine
Praxis der Alliierten, die für scharfe
Proteste in vielen Berufsfeuerwehren
sorgte und in Hannover aufgrund der
geografischen Lage, die eine große
Zuwanderung von Flüchtlingen mit sich
brachte – darunter auch einige Beam-
te aus Feuerwehren aus Ost- und
Mitteldeutschland – erhebliche sozia-
le Spannungen erzeugte. So wurden
nach Aufzeichnungen Banges diese
Flüchtlinge nicht sofort wieder verbe-
amtet und in ihre vormals erworbenen
Dienstgrade eingeordnet. Sie erhielten
unabhängig ihrer Qualifikation eine
Anstellung als Hilfsfeuerwehrmänner
mit täglicher Kündigung. 

Doch nicht nur Geflohene, auf die die
Berufswehr die Einordnung als Hilfs-
feuerwehrleute stets offiziell beschrän-
ken wollte, zählten zu dieser Gruppe.
Auch die Angehörigen der aufgelösten
Luftschutzpolizei, die auch zuvor keine
regulären Feuerwehrbeamten waren,
bekamen diese Stellung, wenn sie in
die reorganisierte Berufswehr über-
nommen wurden. Nahezu laufend wur-
den die neu eingestellten Hilfsfeuer-
wehrmänner wieder entlassen. So wur-
den im August neun, im September
fünf und im November 1945 zwei wie-
der aus dem Dienst entfernt. 

Die Briten wollten mit ihren Regelun-
gen bei allen Neueinstellungen be-
wirken, dass nicht ehemalige National-
sozialisten bzw. demokratiefeindlich
gesonnene Kräfte in den Feuerwehr-
dienst gelangten. Deshalb wurden
auch die völlig neu eingestellten An-
wärter noch bis 1946 als Hilfsfeuer-
wehrmänner auf Probe beschäftigt.
Außerdem mussten alle nach 1945 ein-
gestellten Feuerwehrleute, bevor sie
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planmäßig verbeamtet wurden, eine
Bewährungszeit von 2 Jahren durch-
laufen. Parallel wurde die Stellungnah-
me der Feuerwehrleitung sowie der
Betriebsvertretung eingeholt und
überprüft, ob sie politisch unbelastet
waren. Nach 1948 setzten sich Feuer-
wehrleitung und Betriebsrat durch, die
noch 58 Hilfsfeuerwehrleute – u. a.
sechs übernommene Angehörige der
Luftschutzpolizei sowie 22 Ostvertrie-
bene – schließlich in angemessene
Gruppen zu verbeamten. 

Auch Belastete kehren zurück

Eine endgültige Entlastung und Rück-
führung der aus dem Dienst entlasse-
nen und zunächst durch die Entnazifi-
zierung belasteten Angehörigen setz-
te bei der Berufsfeuerwehr Hannover
bereits ab April 1949 ein. 

Nach einer Verordnung des neuen
Niedersächsischen Staatsministeriums
konnten nun des Amtes enthobene
Beamte nach durchgeführter Entnazi-
fizierung wieder verwendet werden
oder zumindest Versorgungsleistun-

gen in Anspruch nehmen. Als Voraus-
setzung hatte der Bewerber nachzu-
weisen, dass er die persönlichen und
sonstigen Voraussetzungen für eine
Widerberufung ins Beamtenverhältnis
erfüllte und nicht ausschließlich oder
überwiegend aufgrund seiner Verbin-
dung zum Nationalsozialismus einge-
stellt oder befördert worden war. Die-
se Regelung kam auch bis dahin bela-
steten Wehrangehörigen zugute, die
nun wieder ihren Dienst aufnehmen
konnten, obwohl die Betriebsvertre-
tung in Einzelfällen erhebliche Beden-
ken vorbrachte.
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